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KI und Betriebsvereinbarungen: Ein Muster für Unternehmen
Präambel
Diese BV soll den rechtskonformen Einsatz von KI-Systemen im Unternehmen ermöglichen. Hierzu treffen die Betriebsparteien Regelungen, um die Nutzung nicht freigegebener KI-Systeme („Schatten-KI“) zu verhindern, die Pflichten des Arbeitgebers als Betreiber nach der KI-VO zu konkretisieren, den Beschäftigtendatenschutz zu gewährleisten und die Beteiligungsrechte des Betriebsrats zu wahren.
§ 1 Geltungsbereich
(1) Diese BV gilt für alle betrieblich eingesetzten KI-Systeme im Sinne der KI-VO. Sie erfasst sowohl Hochrisiko-KI-Systeme als auch sonstige KI-Systeme.
(2) Erfasst sind sowohl eigenständige KI-Systeme als auch integrierte KI-Funktionen, die Bestandteil anderer betrieblicher Anwendungen sind, etwa Buchhaltungs-, Controlling-, Personal- oder CRM-Anwendungen.
(3) Die Unterscheidung nach Abs. 2 dient ausschließlich der praktischen Umsetzung dieser BV und enthält keine Aussage über die Risikoeinstufung nach der KI-VO.
§ 2 Begriffsbestimmungen
(1) Ausgabedaten sind die von einem KI-System erzeugten Inhalte oder Ergebnisse, u.a. Vorhersagen, Empfehlungen, Bewertungen oder Entscheidungen (Output). 
(2) Protokolldaten sind automatisch erzeugte Aufzeichnungen über den Betrieb und die Nutzung eines KI-Systems, insbesondere über Nutzerkennung, Zeitpunkt und Umfang der Nutzung sowie technische Ereignisse, Warnungen und Fehlermeldungen. Eingabe- und Ausgabedaten gehören nur dann zu den Protokolldaten, wenn sie vom System als Bestandteil der Protokollierung gespeichert werden. 
(3) Im Übrigen gelten die Begriffsbestimmungen der Verordnung (EU) 2024/1689 (KI-VO). 
§ 3 Freigabe von KI-Systemen
(1) Beschäftigte dürfen für betriebliche Zwecke nur vom Arbeitgeber freigegebene KI-Systeme verwenden. Nicht freigegebene KI-Systeme („Schatten-KI“) sind für betriebliche Zwecke unzulässig.
(2) Freigegebene eigenständige KI-Systeme ergeben sich aus [Anlage „KI-Verzeichnis“].
(3) Integrierte KI-Funktionen gelten mit der jeweiligen Anwendung als freigegeben, soweit durch sie keine neuen oder wesentlich veränderten Verarbeitungszwecke, Auswertungs- oder Kontrollmöglichkeiten entstehen. 
(4) Maßnahmen zur Erkennung von Schatten-KI erfolgen unter Beachtung des Grundsatzes der Datenminimierung. Soweit möglich, werden lediglich aggregierte Angaben über die Nutzung nicht freigegebener KI-Systeme ausgewertet.
§ 4 Eingabe- und Ausgabedaten
(1) Personenbezogene Daten dürfen verarbeitet werden, soweit dies für den freigegebenen Zweck erforderlich ist. Eingabe- und Ausgabedaten sind zu anonymisieren, soweit der jeweilige Verarbeitungszweck auch mit anonymisierten Daten erreicht werden kann. 
(2) Für Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse sowie besonders vertrauliche Informationen sind vorrangig Systeme in einer vom Arbeitgeber kontrollierten Umgebung, insbesondere On-Premise, einzusetzen. 
(3) Ausgabedaten des KI-Systems sind vor ihrer betrieblichen Verwendung mindestens auf Plausibilität zu prüfen. Sollen die Ausgabedaten Grundlage eines Rechtsgeschäfts, einer fachlichen Entscheidung oder einer sonstigen Maßnahme mit rechtlichen oder erheblichen wirtschaftlichen Folgen werden, sind entscheidungserhebliche Tatsachen, Berechnungen, Rechtsvorschriften und Fundstellen anhand verlässlicher Originalquellen zu überprüfen. 
§ 5 Hochrisiko-KI-Systeme
(1) Hochrisiko-KI-Systeme dürfen ausschließlich entsprechend der Betriebsanleitung des Anbieters eingesetzt werden. Die aktuelle Betriebsanleitung ist den betroffenen Beschäftigten dauerhaft zugänglich zu machen.
(2) Der Arbeitgeber trifft geeignete technische und organisatorische Maßnahmen zur Verwendung nach der Betriebsanleitung. Dazu gehören insbesondere Berechtigungskonzepte, die Beschränkung auf die vorgesehene Zweckbestimmung und Kontrollen der bestimmungsgemäßen Nutzung. 
(3) Der Arbeitgeber überprüft in angemessenen Abständen durch Stichproben, ob ein Hochrisiko-KI-System entsprechend der Zweckbestimmung und Betriebsanleitung verwendet wird. Personenbezogene Auswertungen sind auf das erforderliche Maß zu beschränken.
(4) Für jedes Hochrisiko-KI-System wird mindestens eine natürliche Person mit der menschlichen Aufsicht nach Art. 26 Abs. 2 KI-VO betraut und in [Anlage „KI-Verzeichnis“] benannt. Sie muss über die erforderliche Kompetenz, Ausbildung und Befugnis verfügen sowie mit der grundlegenden technischen Funktionsweise des Hochrisiko-KI-Systems vertraut sein. Die Aufsichtsperson muss insbesondere die Fähigkeiten und Grenzen des Hochrisiko-KI-Systems verstehen, seinen Betrieb überwachen, Anomalien, Fehlfunktionen und unerwartete Leistungen erkennen, Ausgaben sachgerecht interpretieren und erforderlichenfalls deren Verwendung ablehnen, übersteuern oder den Betrieb des Hochrisiko-KI-Systems unterbrechen können. Die vom Anbieter vorgesehenen Maßnahmen zur menschlichen Aufsicht sind zu beachten. 
(5) Erfordert eine Kontrolle den Zugriff auf Eingabe-, Ausgabe- oder Protokolldaten mit Personenbezug, erfolgt der Zugriff durch einen hierzu berechtigten Administrator unter Hinzuziehung eines vom Betriebsrat benannten Mitglieds. Der betriebliche Datenschutzbeauftragte soll an der Kontrolle beteiligt werden. Anlass, Umfang, beteiligte Personen und Ergebnis des Zugriffs sind zu dokumentieren.
(6) Fehlfunktionen, auffällige oder offensichtlich fehlerhafte Ergebnisse sowie sonstige Anzeichen eines nicht bestimmungsgemäßen Betriebs sind unverzüglich der mit der menschlichen Aufsicht betrauten Person zu melden.
§ 6 Protokollierung sowie Leistungs- und Verhaltenskontrolle
(1) Eingabe-, Ausgabe- oder Protokolldaten dürfen nur für festgelegte Zwecke verarbeitet werden, insbesondere zur Erfüllung gesetzlicher Betreiberpflichten, Informations- und Systemsicherheit, Fehleranalyse, Kosten- und Abrechnungskontrolle sowie zur Kontrolle dieser BV.
(2) Bei Hochrisiko-KI-Systemen dürfen Eingabe-, Ausgabe- oder Protokolldaten ausgewertet werden, um die Verwendung nach der Betriebsanleitung, die ordnungsgemäße Wahrnehmung der menschlichen Aufsicht, den Umgang mit Warnungen und Fehlfunktionen zu überprüfen sowie sonstige Betreiberpflichten zu erfüllen.
(3) Für jedes KI-System ist festzulegen, welche Eingabe-, Ausgabe- oder Protokolldaten verarbeitet werden. Handelt es sich hierbei um personenbezogene Daten der Beschäftigten, ist eine vollständige Einsicht in diese Daten nur zulässig, soweit der Kontrollzweck nicht durch eine anonymisierte, pseudonymisierte oder aggregierte Auswertung erreicht werden kann. 
(4) Bei verbrauchsabhängig abgerechneten KI-Systemen dürfen Token oder vergleichbare Abrechnungseinheiten verarbeitet werden. Zur Kostenkontrolle erfolgt die Auswertung grundsätzlich aggregiert. Eine personenbezogene Auswertung ist nur für die konkrete Abrechnung oder die Aufklärung erheblicher Kostenabweichungen zulässig. Aus dem individuellen Tokenverbrauch oder Nutzungsumfang dürfen keine Rückschlüsse auf die individuelle Arbeitsleistung der Beschäftigten gezogen werden.
(5) Beschäftigte sind vor der Nutzung über Umfang, Zweck, Zugriffsberechtigte und Speicherdauer der Eingabe-, Ausgabe- oder Protokolldaten zu informieren. Nach einer personenbezogenen Auswertung ist der Betroffene unverzüglich, spätestens innerhalb von [sieben] Kalendertagen darüber zu informieren. Eine spätere Information ist zulässig, soweit andernfalls der Zweck der Kontrollmaßnahme gefährdet sein würde. 
(6) Eingabe-, Ausgabe- oder Protokolldaten dürfen nicht zur allgemeinen oder dauerhaften Bewertung des Verhaltens oder der Leistung der Beschäftigten verwendet werden.
(7) Automatisch erzeugte Protokolle von Hochrisiko-KI-Systemen, die der Kontrolle des Arbeitgebers unterliegen, werden nach Art. 26 Abs. 6 KI-VO mindestens [sechs] Monate aufbewahrt. Für sonstige personenbezogene Eingabe-, Ausgabe- oder Protokolldaten beträgt die Speicherfrist grundsätzlich höchstens [drei] Monate. Weitergehende personenbezogene Auswertungen zur Aufklärung eines konkreten Verdachts auf eine Straftat oder schwerwiegende Pflichtverletzung bleiben unter Beachtung der gesetzlichen Voraussetzungen und Beteiligungsrechte zulässig.
§ 7 Rechte der Beschäftigten und KI-Kompetenz
(1) Beschäftigte erhalten Zugang zu den erforderlichen Betriebsanleitungen, internen Nutzungshinweisen und den in dieser Vereinbarung in Bezug genommenen Dokumenten. Für jedes KI-System ist eine Ansprechperson oder Stelle für Fragen und Meldungen zu benennen; bei Hochrisiko-KI-Systemen soll dies grundsätzlich die mit der menschlichen Aufsicht betraute Person sein. 
(2) Beschäftigte, die KI-Systeme nutzen, nehmen mindestens [einmal] jährlich während der Arbeitszeit und auf Kosten des Arbeitgebers an einer Schulung zur KI-Nutzung teil. Sie umfasst insbesondere Einsatzbereiche, Ergebnisprüfung, Datenschutz und Informationssicherheit.
(3) Vor der erstmaligen Nutzung eines Hochrisiko-KI-Systems erhalten die betroffenen Beschäftigten eine anwendungsspezifische Einweisung. Mit der menschlichen Aufsicht betraute Personen erhalten zusätzlich eine vertiefte Schulung zu Funktionsweise, Grenzen, Betriebsanleitung, Warn- und Fehlermeldungen, Kontrollmöglichkeiten und Eingriffsbefugnissen. Bei wesentlichen Änderungen ist sie zu wiederholen.
§ 8 Beteiligung des Betriebsrats
(1) Der Betriebsrat ist über die geplante Einführung eines neuen KI-Systems sowie über wesentliche Updates und Fehlerbehebungen rechtzeitig zu informieren, soweit diese mit Änderungen der Funktionen, Auswertungs- oder Kontrollmöglichkeiten, der Zweckbestimmung oder der Risikoeinstufung verbunden sind. Die Information umfasst insbesondere Anbieter, Einsatzzweck, Nutzerkreis, wesentliche Funktionen, Datenkategorien, Protokollierungs- und Auswertungsmöglichkeiten sowie Risikoeinstufung.
(2) Der Betriebsrat ist bei Änderungen eines KI-Systems erneut zu beteiligen, soweit ein Mitbestimmungsrecht berührt wird. Dies gilt insbesondere bei Änderungen der Protokollierungs- oder Kontrollmöglichkeiten, der betroffenen Personen, der Risikoeinstufung oder der Zweckbestimmung sowie bei Maßnahmen, durch die der Arbeitgeber nach Art. 25 KI-VO als Anbieter gilt. 
(3) [Anlage „KI-Verzeichnis“] ist bei Einführung, Änderung oder Außerbetriebnahme unverzüglich zu aktualisieren.
(4) Der Arbeitgeber kann im Rahmen seines Direktionsrechts ergänzende Arbeits-, Bedienungs- und Nutzungshinweise erlassen, insbesondere zur Kennzeichnung KI-generierter Inhalte und zur Informationssicherheit.
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